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Gefeh- Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


m N e,, 


(Nr. 6671.) Verordnung, betreffend die Einführung der Preußiſchen Geſetzgebung in Betreff 
der direkten Steuern in dem Gebiete des vormals Landgräflich Heſſen⸗ 
Homburgiſchen Oberamtsbezirks Meiſenheim. Vom 4. Juni 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen . 
verordnen für das mit Unſerer Monarchie vereinigte Gebiet des vormals Land⸗ 
10 Heſſen-Homburgiſchen Ober- Amtsbezirks Meiſenheim, auf den Antrag 
lnſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 

9 


Vom J. Juli 1867. ab werden folgende zur Zeit beſtehende direkte Staats⸗ 
ſteuern aufgehoben: 


1) die Fenſter- und Thürenſteuer 
2) die Perſonal- und Mobilienſteuer 
3) die Patentgebühr. 

$. 2. 


An Stelle der in Wegfall kommenden Steuern find von dem im F. 1. 
bezeichneten Zeitpunkte ab zu erheben: 


1) die durch das Geſetz vom 21. Mai 1861. (Geſetz-Samml. für 1861. 
S. 317.) eingeführte Gebäudeſteuer ; 

2) die durch das Geſetz vom 1. Mai 1851. (Geſetz⸗Samml. für 1851. 

S. 193.) eingeführte Klaſſen⸗ und klaſſifizirte Einkommenſteuer; 
3) die durch das Geſetz vom 30. Mai 1820. (Geſetz-Samml. für 1820. 
S. 147) und das einige Abänderungen des letzteren betreffende Geſetz 
vom 19. Juli 1861. (Geſetz-Samml. für 1861. S. 697.) eingeführte 

5 Gewerbeſteuer / 5 

und werden zu dieſem Behufe die vorgenannten Preußiſchen Geſetze nebſt allen 
Jahrgang 1867. (Nr. 6671.) 101 die⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 7. Juni 1867, 


e | 
dieſelben erläuternden, ergänzenden und abändernden geſetzlichen Vorſchriften hier⸗ 
durch eingeführt. 4 


Die Grundſteuer von den Liegenſchaften iſt in Gemäßheit des Geſetzes 
vom 21. Mai 1861. (Geſetz⸗Samml. für 1861. S. 253.), betreffend die ander⸗ 
weite Regelung der Grundſteuer, und der dazu ergangenen erläuternden, ergän⸗ 
zenden und abändernden Vorſchriften anderweit zu veranlagen und die Grundfteuer; 
Hauptſumme für das Gebiet des Oberamts Meiſenheim in verhältnißmäßiger 
Gleichheit mit den Grundſteuer⸗Hauptſummen der altländiſchen Provinzen feſt⸗ 
zuſtellen. Bei den zu letzterem Zweck auszuführenden Vermeſſungs- und Kartirungs⸗ 
arbeiten iſt nach Anleitung der bei Ausführung des vorgedachten Geſetzes ergan⸗ 
genen Vorſchriften zu verfahren. Dagegen bleibt die Beſtimmung darüber, unter 
welchen beſonderen Maaßgaben das gedachte Geſetz, ſowie das Geſetz vom 21. Mai 
1861. (Geſetz⸗Samml. für 1861. S. 327.), betreffend die für Aufhebung der 
Grundſteuer⸗Befreiungen und Bevorzugungen zu gewährende Entſchädigung, zur 
Ausführung zu bringen, und die Beſtimmung des Zeitpunktes, mit welchem die 
neu zu veranlagende Grundſteuer gegen Wegfall der beſtehenden Grundſteuer in 
Hebung zu ſetzen, einem beſonderen Geſetze vorbehalten. Bis zu dieſem Zeitpunkte 
iſt die beſtehende Grundſteuer von den Liegenſchaften, mit Einſchluß der auf den 
Hausgärten bis zur Größe von Einem reichen Morgen haftenden Steuer⸗ 

beträge, mit der Beſchränkung fortzuerheben, daß vom 1. Juli 1867. ab: 5 
a) diejenigen Grundſteuerbeträge, welche auf den Gebäuden nebſt den dazu 

gehörigen Hofräumen haften, außer Hebung geſetzt werden 
b) von der eigentlichen, auf den Liegenſchaften ruhenden Grundſteuer nur 
der Betrag von fünf Sechstheilen zu erheben iſt. 


H. 4. 


Die Funktionen, welche nach den im F. 2. bezeichneten Geſetzen den Re⸗ 
gierungen obliegen, ſind bis auf etwaige anderweite Beſtimmung von der Regie⸗ 
rung zu Coblenz wahrzunehmen. Die Funktionen der Landräthe fallen, bis über 
die Kreisangehörigkeit des Oberamts Meiſenheim beſtimmt ſein wird, dem von 
der gedachten Regierung beſonders zu berufenden Veranlagungskommiſſar zu. 


§. 5. 

Einſtweilen und fo lange eine kreis- und provinzialſtändiſche Verfaſſung 
nach den Grundſätzen der en Geſetzgebung für das Oberamt Meiſenheim 
nicht eingeführt iſt, treten folgende Beſtimmungen in Kraft: 

a) Die Veranlagung der Gebäudeſteuer, ſowie der Klaſſen- und klaſſiftzirten 
Einkommenſteuer erfolgt unter Mitwirkung von Kommiſſionen, deren 
Mitglieder zu zwei Drittheilen von dem Bezirksrathe des Oberamts⸗ 
bezirks Meiſenheim in der von der Regierung näher zu beſtimmenden 
Weiſe gewählt, zu einem Drittheile aber von der Regierung aus dem 
altländiſchen Kreiſe Kreuznach berufen werden. 15 en 

p) Ueber 


| | a, | 
b) Ueber Reklamationen und Berufungen gegen die Einſchätzungen pi klaſſi⸗ 
ſtzirten Einkommenſteuer entſcheidet die für den Negierungsbeziv Coblenz 
beſtehende Bezirkskommiſſion ($. 24. des Geſetzes vom 1. Mai 1851). 


F. 6. 
Hinſichtlich der Gebäudeſteuer ſind nachſtehende Vorſchriften zu beachten: 
a) bei Veranlagung der Gebäude geſchieht die Feſtſtellung der Nutzungs⸗ 
werthe der erſteren (§. 4. des Geſetzes vom 21. Mai 1861., betreffend 
die Einführung einer allgemeinen Gebäudeſteuer) ohne Berückſichtigung 
der dazu gehörigen Hausgärten, 
b) der mittlere jährliche Miethswerth der Gebäude (F. 6. des zu a. ange⸗ 
führten Geſetzes) iſt nach dem Durchſchnitt der Jahre 1853. bis 1862. 
einſchließlich feſtzuſtellen 


e) die Bekanntmachung des Ergebniſſes der Veranlagung an die Eigen⸗ 


thümer ach durch Offenlegung der Veranlagungs⸗Nachweiſungen 
($. 10. Abſatz 2. des gedachten Geſetzes) während eines Zeitraums von 
mindeſtens vierzehn Tagen; 

d) die vierwöchentliche Reklamationsfriſt (T 10. Abſatz 4. des e 
Geſetzes) läuft vom erſten Tage der Offenlegung der Veranlagungs⸗ 
Nachweiſungen; 

e) die erſte Nevifton der Gebäudeſteuer⸗Veranlagung ($. 20. des gedachten 
Geſetzes) erfolgt gleichzeitig mit der erſten Reviſion der Veranlagung in 
den älteren Preußiſchen Landestheilen. 


H. T. 
Die Zahlung der neu veranlagten direkten Steuern darf durch Reklama⸗ 
tionen nicht aufgehalten werden, muß vielmehr, mit Vorbehalt der ſpäteren Er⸗ 
ſtattung des zu viel Gezahlten, zu den beſtimmten Fälligkeitsterminen erfolgen. 


$. 8. 

In Betreff der Erhebung und Beitreibung der direkten Steuern bleiben 
bis dahin, daß die in dieſer Beziehung für die Rheinprovinz beſtehenden Ein⸗ 
richtungen ausgeführt ſein werden, die ſeitherigen Beſtimmungen mit den durch 
die Eigenthümlichkeit der neuen Steuern etwa, gebotenen Abänderungen und mit 
der Maaßgabe in Kraft, daß die fälligen Steuerbeträge in den erſten acht Tagen 
jeden Monats an die beſtimmte Hebeſtelle im Voraus einzuzahlen ſind, daß es 
den Pflichtigen jedoch freiſteht, die Steuer auch für einen längeren Zeitraum bis 
zum ganzen Jahresbetrage im Voraus einzuzahlen. 5 


F. 9. 5 
Bis die neu veranlagten Steuern (Gebäudeſteuer, Klaſſen⸗ und ln 
Einkommenſteuer und Gewerbeſteuer) wirklich zur Hebung gelangen, ſind die 
Gr. 6671.) 10% be: 


| „„ 
beſtehenden Steuern fort zu entrichten, vorbehaltlich einer Ausgleichung der für die 
Zeit nach dem 1. Juli 1867. gezahlten Beträge mit den von da ab zu entrich⸗ 

tenden neu veranlagten Steuern. i 5 ö 

$. 10. 


In i der Verjährung der direkten Steuern kommen die betreffenden 
Beſtimmungen des Geſetzes vom 18. Juni 1840. (Geſetz-Samml. S. 140.) 
nebſt den dazu ergangenen erläuternden, ergänzenden und abändernden Beſtim⸗ 
mungen zur Anwendung. 

Reeklamationen wegen Steuern, welche vor Publikation der gegenwärtigen 
Verordnung entrichtet worden ſind — ſoweit ſolche nach der bisherigen Geſetz— 
ebung am 1. Juli 1867. überhaupt noch angebracht werden können — ſowie 
Nachforderungen von Steuern aus dieſer Zeit müſſen, bei Verluſt des Anſpruchs, 
bis zum 1. Juli 1868. geltend gemacht werden. 

Für die zur Zeit der Publikation dieſer Verordnung vorhandenen Steuer⸗ 

rückſtände beginnt die im $. 8. des gedachten Geſetzes feſtgeſetzte vierjährige Ver: 
jährungsfriſt mit dem 1. Januar 1868. 


§. 11. 
In Angelegenheiten der Veranlagung und Handhabung der direkten Steuern 
findet der Rechtsweg nur in fo weit ſtatt, als dies nach den allgemeinen Grund: 
ſätzen der Preußiſchen Geſetzgebung zuläſſig iſt. 5 
Sg. 


Mit dem 1. Juli 1867. treten alle die bisherigen direkten Steuern betref- | 
fenden Geſetze und Verordnungen, welche den Beſtimmungen der gegenwärtigen 
Verordnung entgegenſtehen oder mit denſelben nicht zu vereinigen ſind, außer Kraft. 
. 13. 


Der Sn ift mit der Ausführung diefer Verordnung beauftragt 
und hat die zur Ausführung derſelben erforderlichen Anweiſungen zu erlaſſen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 4. Juni 1867. 
(I. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 6672) 


(Ir. 6672.) Vertrag zwiſchen Preußen und Braunſchweig wegen der Führung der Nord- 
hauſen⸗Northeimer Eiſenbahn durch das Braunſchweigiſche Amt Walkenried. 
Vom 18. April 1867. 


Sm Majeſtät der König von Preußen und Seine Hoheit der Herzog von 
Braunſchweig und Lüneburg haben beſchloſſen, die durch die Magdeburg⸗Köthen⸗ 
Halle-Leipziger Eiſenbahngeſellſchaft zu erbauende Eiſenbahn von Nonphee in 
der Richtung auf Northeim durch das Herzoglich Braunſchweigiſche Gebiet bei 
Walkenried führen zu laſſen und zum Zwecke der deshalb erforderlichen Verhand⸗ 
lungen zu Bevollmächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der König von Preußen: 


Allerhöchſtihren Wirklichen Geheimen Ober-Regierungsrath und 
Miniſterialdirektor Freiherrn Au guſt von der Reck, 


Seine Hoheit der Herzog von Braunſchweig und Lüneburg: 


Höchſtihren Generaldirektor der Eiſenbahnen und Poſten, Auguſt 
von Amsberg, 


von welchen Bevollmächtigten, unter Vorbehalt der Ratifikation, der nachſtehende 
Vertrag verabredet und abgeſchloſſen worden iſt. 


Artikel 1. 


Die Königlich Preußiſche Regierung wird die Anordnung treffen, daß die 
von Nordhauſen nach Northeim zu bauende Eiſenbahn von der Preußiſch⸗Braun⸗ 
ſchweigiſchen Landesgrenze bei Ellrich durch das Herzoglich Braunſchweigiſche 
Gebiet des Amtsbezirks Walkenried geführt werde. 

Die ſpeziellere Feſtſtellung der Bahnlinien bleibt zwar der Königlich Preu⸗ 
ßiſchen Regierung vorbehalten, es ſoll jedoch die Linie im Herzoglich Braunſchwei⸗ 
giſchen Gebiete in einer vor Beginn des Baues mitzutheilenden Karte bezeichnet 
werden und eine Abweichung davon nur unter Zuſtimmung der Herzoglich Braun⸗ 
ſchweigiſchen Regierung zuläſſig ſein. 5 


Artikel 2. 
Die Königlich Preußiſche Regierung wird auf einen baldigen Beginn des 
Baues der Bahn hinwirken und die Ausführung deſſelben demnächſt thunlichſt 
beſchleunigen laſſen. 


f Artikel 3. a 
Die Königlich Preußiſche Regierung wird dem Bahnkörper die für zwei 
Geleiſe ek Breite geben, zur Ausführung des zweiten Geleiſes aber nach 
eigenem Exmeſſen ſchreiten laſſen. 
(Nr. 6672.) Ar: 


a 


Artikel 4. 


„Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung verpflichtet ſich, das zur Aus⸗ 
führung der Bahn und deren Nebenanlagen an Gehen, Parallelwegen, Ueber⸗ 
gängen u. ſ. w. im san Braunſchweigiſchen Gebiete, ſowie zum Bahnhofe 
für das Gebiet von Walkenried zu verwendende Terrain, ſoweit ſolches nach dem 
Ermeſſen der Königlich Preußiſchen Regierung nothwendig tt, der Magdeburg⸗ 
Köthen⸗Halle⸗Leipziger Eiſenbahngeſellſchaft unentgeltlich und ſo zeitig zu überweiſen, 
daß dadurch für den Fortſchriktt der Bahnarbeiten keine Hinderniſſe entſtehen. 
Die ausführende Geſellſchaft ſoll über den Terrainbedarf ſpäteſtens drei Monate 
vor der Inanſpruchnahme deſſelben die nöthigen Situationskarten und Flächen⸗ 
berechnungen der Herzoglich Braunſchweigiſchen Regierung einreichen. 

Die landespolizeiliche Prüfung der Wegeübergänge, Brücken, Durchläſſe 
und Parallelwege im Herzoglich Braunſchweigiſchen Gebiete ſteht den dortigen 
kompetenten Behörden zu. ö 

Die Ausführung dieſer Nebenanlagen, ſowie der Bahn ſelbſt erfolgt durch 
die genannte Geſellſchaft und auf deren Koſten. 


Artikel 5. 


In Rückſicht auf die aus der Wahl der Bahnlinie über Walkenried er⸗ 
wachſenden Mehrkoſten wird die Herzoglich Braunſchweigiſche e der aus⸗ 
führenden Gefellichaft neben der im vorigen Artikel bedungenen 7 errainabtretung 
einen baaren Zuſchuß von 80,000 Thalern, buchſtäblich achtzig Tauſend Thalern 

ewähren, eine weitere Betheiligung an den Koſten des Bahnbaues aber nicht 

übernehmen. Die Zahlung dieſes Zuſchuſſes wird zur Hälfte bei Vollendung der 
Erdarbeiten im Braunſchweigiſchen Gebiete, ausſchließlich des dort zu erbauenden 
Tunnels, zur Hälfte bei Eröffnung des Betriebes der Bahn erfolgen. 


Artikel 6. 


Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung verzichtet auf eine Theilnahme 
an den Betriebseinnahmen der Bahn und iſt dagegen auch von jeder Betheiligung 
an den, dem Bahneigenthümer aus dem Betriebe erwachſenden Schäden und 
Nachtheilen entbunden. 

Artikel 7. 


Der Herzoglich Braunſchweigiſchen Regierung verbleibt die Landeshoheit 
hinſichtlich der in Ihrem Gebiete belegenen Bahnſtrecke. 

Die auf der letzteren zu errichtenden Hoheitszeichen ſollen daher die Braun 
ſchweigiſchen ſein. 

Uebertretungen, Vergehen und Verbrechen in Bezug auf die wa ee 
oder deren Betrieb ſollen, e ſie im Braunſchweigiſchen Gebiete ausgeübt ſind / 
von den betreffenden Herzoglich Braunſchweigiſchen Behörden unterſucht und nach 
den dortigen Geſetzen beurtheilt werden. Wegen aller Entchen 0 
welche aus Anlaß des Baues und Betriebes der im Braunſchweigiſchen ebiete 
belegenen Bahnſtrecke von Braunſchweigiſchen Unterthanen gegen die Bawag a 
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der Bahn erhoben werden, hat ſich letztere der Entſcheidung der zuſtändigen Her⸗ 
zoglich Braumſchweigiſchen Gerichte zu unterwerfen. N 


Artikel 8. 


Die Bahnpolizei ſoll für die ganze Bahn in Gemäßheit des für jedes 
Staatsgebiet beſonders zu publizirenden Bahnpolizei⸗ Reglements nach überein⸗ 
ſtimmenden Grundſätzen gehandhabt werden. Die Herzoglich Braunſchweigiſche 
Regierung wird zu dieſem Zwecke das von der Königlich Preußiſchen Regierung 
feſtzuſtellende Bahnpolizei⸗Reglement, ſoweit nicht lokale Verhältniſſe einzelne Ab⸗ 
weichungen unvermeidlich machen möchten, auch für die Bahnſtrecke in Ihrem 
Gebiete in Kraft ſetzen. = 

Den auf der Strecke fungirenden Eiſenbahnbeamten werden dabei in Bezug 
auf die Eiſenbahnpolizei dieſelben Befugniſſe eingeräumt werden, welche auf 5 
Herzoglich Braunſchweigiſchen Staatsbahnen die betreffenden Braunſchweigiſchen 
e en auszuüben haben. Die von der den Betrieb führenden Eiſenbahn⸗ 
verwaltung nach Maaßgabe der im Königreiche Preußen beſtehenden Vorſchriften 
geprüften Betriebsmittel ſollen ohne weitere Reviſion auf der Braunſchweigiſchen 
Gebietsſtrecke zugelaſſen werden. 


Artikel 9. 


Die e der Fahrzeiten und Transportpreiſe wird der im Eigen⸗ 
thum der Bahn befindlichen Eiſenbahngeſellſchaft unter Einwirkung der Königlich 
Preußiſchen Regierung überlaſſen. | 
Zwiſchen den beiderfeitigen Staatsangehörigen ſoll bei Feſtſtellung der Be⸗ 
förderungspreiſe und der Zeit der Abfertigung kein Unterſchied gemacht werden. 


Artikel 10. 


In Betreff der Staats- und Gemeindeabgaben und 0 0 iſt verabredet, 
daß der Betrieb auf der betreffenden Bahnſtrecke mit einer Gewerbeſteuer oder 
ähnlichen öffentlichen Abgabe nicht belegt werden, auch daß der Schienenweg von 
der Grundſteuer befreit ſein ſoll. 


Artikel 11. 


Da die Bahnſtrecke innerhalb des Herzoglich Braunſchweigiſchen Gebiets 
mit der im Königlich Preußiſchen Gebiete belegenen Bahn ein Ganzes ausmacht 
und nur im Zuſammenhange damit zu benutzen iſt, jo ſollen etwaige neue geſetz⸗ 
liche Beſtimmungen über Eiſenbahn Unternehmungen im Braunſchweigiſchen 
Staate nur nach ene e Genehmigung der Königlich Preußiſchen Regierung 
auf die in Rede ſtehende Bahnſtrecke in Anwendung gebracht werden. 


Artikel 12. 5 
Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung wird den Brief-, Geld- und 
Packetſendungen, welche Seitens der Königlich Preußiſchen Poſtverwaltung auf 
der vorgenannten Eiſenbahn befördert werden, den ungehinderten Tranſit durch 
(Nr, 6672.) das 


das Braunſchweigiſche Gebiet geſtatten, auch eine Tra 

anſpruchen. Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regier 
in Ihrem Gebiete belegenen Bahnſtrecke auf die Ausü 
Gelder und Packete. 


Artikel 13. 


Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung geftattel der Königlich Preu⸗ 
ßiſchen Regierung, wie auch der Magdeburg - Köthen- Halle Leipziger Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft, eine elektro⸗magnetiſche Telegraphenlinie durch das Braunſchweigiſche 
Gebiet neben oder auf dem Bahntrakkus zu führen, dieſelbe & Zwecken des 
offentlichen Verkehrs und Bahnbetriebes nach Maaßgabe der im a Preu⸗ 
ßiſchen Gebiete beſtehenden Beſtimmungen nutzbar zu machen und die Draht⸗ 
leitungen nach Bedürfniß zu vermehren. | 

Alles dasjenige, was in den vorſtehenden Artikeln 7. 8. 10. und 11. über 
das e der Bahn der Herzoglich Braunſchweigiſchen Regierung gegenüber. 
feſtgeſtellt worden iſt, ſoll auch für dieſe Telegraphenlinie zur Geltung kommen. 


Artikel 14. 


Dieſer Vertrag ſoll in zwei gleichlautenden Original-Exemplaren ausgefertigt 
und m zur Ertheilung der Allerhöchſten und Höchſten Ratifikation vor⸗ 
gelegt werden, deren Auswechſelung binnen vierzehn Tagen ſtattfinden wird. 

Urkundlich iſt dieſer Vertrag von den Bevollmächtigten unterzeichnet und 
beſiegelt worden. | 


So geſchehen Berlin, den 18. April 1867. 


(L. S.) v. d. Reck. 
(L. S.) v. Amsberg. 


5 Der vorſtehende Vertrag i ratifizirt und die Auswechſelung der Ratifi⸗ f 
kations⸗Urkunden in Berlin bewirkt worden. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
ar (R. v. Decker). ö il 


